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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für konstitutionelle Fragen ersucht den federführenden 
Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

A. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament gemäß Artikel 319 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) die alleinige Verantwortung für die 
Erteilung der Entlastung für die Ausführung des Gesamthaushaltsplans der 
Europäischen Union trägt und dass der Haushaltsplan des Rates ein Einzelplan des 
Haushaltsplans der Union ist;

B. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament gemäß Artikel 319 AEUV der 
Kommission Entlastung erteilt;

C. in der Erwägung, dass das Verfahren, den Organen und Einrichtungen der Union 
einzeln Entlastung zu erteilen, eine langjährige Praxis ist, die von allen anderen 
Organen außer dem Rat anerkannt wird, sowie in der Erwägung, dass dieses Verfahren 
konzipiert wurde, um Transparenz und demokratische Rechenschaftspflicht für die 
Unionsbürger zu sichern und um für die erforderliche Betrugsbekämpfung zu sorgen;

D. in der Erwägung, dass die Kommission dem Europäischen Parlament nach Artikel 319 
Absatz 2 AEUV auf dessen Ersuchen alle notwendigen Informationen über die 
Vornahme der Ausgaben und die Arbeitsweise der Finanzkontrollsysteme vorlegen 
muss;

E. in der Erwägung, dass nach Artikel 100 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments („Andere Verfahren zur Entlastung“) die Vorschriften über das Verfahren 
zur Entlastung der Kommission für die Ausführung des Haushaltsplans im Einklang mit 
Artikel 319 AEUV auch für das Verfahren zur Entlastung des Präsidenten des 
Europäischen Parlaments, das Verfahren zur Entlastung der Personen, die für die 
Ausführung der Haushaltspläne des Rates, des Gerichtshofs der Europäischen Union, 
des Rechnungshofs, des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses und des 
Ausschusses der Regionen verantwortlich sind, das Verfahren zur Entlastung der 
Kommission für die Ausführung des Haushaltsplans des Europäischen 
Entwicklungsfonds und das Verfahren zur Entlastung der für die Haushaltsführung 
verantwortlichen Organe von rechtlich selbständigen Einrichtungen, die 
Unionsaufgaben wahrnehmen, gelten;

F. in der Erwägung, dass alle Organe zur Zusammenarbeit verpflichtet sind, damit das 
Entlastungsverfahren unter uneingeschränkter Beachtung der einschlägigen 
Bestimmungen des AEUV und des entsprechenden Sekundärrechts reibungslos 
vonstattengeht; in der Erwägung, dass die mangelnde Kooperationsbereitschaft des 
Rates beim Entlastungsverfahren dazu geführt hat, dass das Parlament seit dem 
Jahr 2009 dem Generalsekretär des Rates die Entlastung verweigert; in der Erwägung, 
dass es dem Parlament aufgrund der anhaltenden Verweigerung der Zusammenarbeit 
durch den Rat nicht möglich ist, einen fundierten Beschluss über die Erteilung der 
Entlastung zu fassen, was sich letztlich dauerhaft negativ auf das Bild auswirkt, das sich 
die Bürger von der Glaubwürdigkeit der EU-Organe und der Transparenz bei der 
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Verwendung der EU-Mittel machen; in der Erwägung, dass diese Verweigerung der 
Zusammenarbeit ferner die Arbeitsweise der Organe beeinträchtigt und das in den 
Verträgen vorgesehene Verfahren der politischen Kontrolle der Haushaltsführung 
diskreditiert;

G. in der Erwägung, dass das Entlastungsverfahren mit den Berichten des Europäischen 
Rechnungshofs dazu dient, die Rechnungsführung des jeweiligen Organs zu prüfen und 
auf diese Weise festzustellen, ob der Haushaltsvollzug rechtmäßig und ordnungsgemäß 
ist und den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung entspricht;

1. betont die Rolle des Parlaments im Rahmen des Entlastungsverfahrens gemäß dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und der Haushaltsordnung und 
hebt hervor, dass – bei uneingeschränkter Anerkennung der Funktion des Rates als 
Organ, das im Entlastungsverfahren Empfehlungen ausspricht – die Unterscheidung 
zwischen den unterschiedlichen Funktionen des Parlaments und des Rates 
aufrechterhalten werden muss, um dem in den Verträgen und der Haushaltsordnung 
festgelegten institutionellen Rahmen zu entsprechen;

2. weist darauf hin, dass das Parlament jedem Organ, jeder Einrichtung und jeder 
sonstigen Stelle einzeln die Entlastung erteilt, nachdem es die übermittelten Unterlagen 
und die angeforderten Auskünfte geprüft und die Generalsekretäre der anderen Organe 
gehört hat; ist der Auffassung, dass die demokratische Legitimität, die Transparenz und 
die Rechenschaftspflicht der anderen Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
Union im Rahmen der Entlastung, die der Kommission gemäß den Verträgen vom 
Parlament erteilt wird, ebenfalls gestärkt werden;

3. vertritt die Ansicht, dass die Antworten auf eine Reihe von wiederkehrenden Fragen aus 
den Fragebögen, die den einzelnen Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen 
übermittelt werden, wie Fragen zum Gleichgewicht zwischen Männern und Frauen und 
zur geografischen Ausgewogenheit, zu Interessenkonflikten, zum Lobbying und zum 
Schutz von Hinweisgebern möglicherweise in die im Einklang mit Artikel 318 AEUV 
erstellten Evaluierungsberichte zu den Finanzen der Union aufgenommen werden 
könnten, sofern dabei ein Bezug zur Ausführung des Haushaltsplans gegeben ist; weist 
darauf hin, dass der Bericht gemäß Artikel 318 AEUV in Artikel 319 Absatz 1 AEUV 
ausdrücklich als eine der im Rahmen des Entlastungsverfahrens zu prüfenden 
Unterlagen genannt wird;

4. erinnert daran, dass sämtliche Organe und Einrichtungen nach der Haushaltsordnung 
gehalten sind, alle zweckdienlichen Maßnahmen zu treffen, um den Bemerkungen im 
Entlastungsbeschluss des Europäischen Parlaments nachzukommen, und über die 
Maßnahmen, die sie aufgrund dieser Bemerkungen getroffen haben, Bericht zu 
erstatten; weist darauf hin, dass die Weigerung eines Organs, diese Verpflichtung zu 
erfüllen, nachdem es zum Handeln aufgefordert wurde, eine Untätigkeitsklage nach 
Artikel 265 AEUV nach sich ziehen könnte;
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5. nimmt die vom Europäischen Parlament hervorgehobenen anhaltenden Probleme im 
Zusammenhang mit dem Entlastungsverfahren zur Kenntnis, die der mangelnden 
Kooperationsbereitschaft des Rates geschuldet sind und das Parlament dazu veranlasst 
haben, dem Generalsekretär des Rates die Entlastung für die Haushaltsjahre 2009 bis 
2017 zu verweigern; weist erneut darauf hin, dass der Rat – in gleicher Weise wie die 
anderen Organe – umfassend und nach bestem Wissen und Gewissen am jährlichen 
Entlastungsverfahren mitwirken muss, um in Bezug auf die Mittel, die ihm als Organ 
der Union anvertraut wurden, den Unionsbürgern gegenüber Transparenz an den Tag zu 
legen und seiner Rechenschaftspflicht in vollem Maße nachzukommen; betont, dass 
unbedingt eine Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat über 
die Bereitstellung der Informationen, die das Parlament für eine fundierte Entscheidung 
über die Entlastung benötigt, erforderlich ist, die den jeweiligen Funktionen der Organe 
im Entlastungsverfahren in angemessener Weise Rechnung trägt; begrüßt die 
Fortschritte, die bislang bei den Verhandlungen zwischen dem Parlament und dem Rat 
über das „Non-Paper“ zur Zusammenarbeit zwischen dem Europäischen Parlament und 
dem Rat während des jährlichen Entlastungsverfahrens erzielt wurden, und fordert beide 
Organe auf, ihre Bemühungen zu intensivieren, um so rasch wie möglich zu einer 
Vereinbarung zu gelangen; ist der Ansicht, dass – falls die Verhandlungen mit dem Rat 
scheitern – auch die Kommission an diesen Verhandlungen beteiligt werden sollte, um 
sicherzustellen, dass das Parlament die notwendigen Informationen darüber erhält, wie 
der Rat seinen Haushaltsplan entweder direkt oder über die Kommission ausführt;

6. begrüßt die Erklärungen der designierten Vizepräsidentin Věra Jourová und des 
designierten Kommissionsmitglieds Johannes Hahn in ihren Anhörungen vor dem 
Parlament, wonach sie bereit sind, sich in dieser Angelegenheit einzubringen, um mehr 
Transparenz bei der Ausführung des Haushaltsplans des Rates zu erreichen; verweist 
auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs zum Recht der Steuerzahler und der 
Öffentlichkeit, durchgängig über die Verwendung öffentlicher Gelder informiert zu 
werden;

7. ist der Auffassung, dass die Zusagen der designierten Mitglieder der Kommission einen 
erfreulichen Sinneswandel im Vergleich zur bisher von der Kommission vertretenen 
Position darstellen, die sie in ihrem Schreiben vom 23. Januar 2014 zum Ausdruck 
brachte, dem zufolge von der Kommission nicht erwartet werden dürfe, dass sie die 
Ausführung der Haushaltspläne der anderen Organe überwacht;

8. schlägt für den Fall, dass die Verhandlungen über eine Vereinbarung nicht zügig wieder 
aufgenommen werden, vor, dass das Parlament im Rahmen der Verhandlungen über den 
nächsten MFR darauf besteht, eine Überprüfungsklausel in den Vorschlag für eine 
Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission über die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich 
und die wirtschaftliche Haushaltsführung aufzunehmen, mit der sich die drei Organe 
dazu verpflichten, gemeinsam die praktischen Modalitäten für den Austausch der 
erforderlichen Informationen und deren Übermittlung an das Europäische Parlament im 
Rahmen des Entlastungsverfahrens festzulegen und die diesbezüglichen Verhandlungen 
umgehend aufzunehmen;
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9. vertritt die Auffassung, dass die derzeitige Situation zwar durch eine bessere 
Zusammenarbeit zwischen den Unionsorganen im Rahmen der bestehenden Verträge 
verbessert werden könnte, letztendlich aber die Möglichkeit einer Überarbeitung der 
Verträge in Betracht gezogen werden könnte, um das Entlastungsverfahren dahingehend 
klarer zu gestalten, dass dem Parlament die ausdrückliche Zuständigkeit erteilt wird, 
allen Organen und Einrichtungen einzeln Entlastung zu erteilen; betont, dass die 
Auswirkungen solcher Änderungen auf das in den Verträgen vorgesehene 
interinstitutionelle Gleichgewicht von dem zuständigen Ausschuss des Parlaments 
sorgfältig geprüft werden sollten.



AD\1194455DE.docx 7/8 PE642.907v03-00

DE

ANGABEN ZUR ANNAHME IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS

Datum der Annahme 4.12.2019

Ergebnis der Schlussabstimmung +:
–:
0:

23
0
0

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Mitglieder

Gabriele Bischoff, Damian Boeselager, Richard Corbett, Pascal Durand, 
Daniel Freund, Charles Goerens, Esteban González Pons, Maria 
Grapini, Laura Huhtasaari, Aileen McLeod, Giuliano Pisapia, Paulo 
Rangel, Antonio Maria Rinaldi, Domènec Ruiz Devesa, Pedro Silva 
Pereira, Antonio Tajani, László Trócsányi, Guy Verhofstadt, Loránt 
Vincze, Rainer Wieland

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellvertreter

Margrete Auken, Vladimír Bilčík, Gilles Boyer, Helmut Scholz



PE642.907v03-00 8/8 AD\1194455DE.docx

DE

NAMENTLICHE SCHLUSSABSTIMMUNG IM MITBERATENDEN AUSSCHUSS

23 +
GUE/NGL Helmut Scholz

ID Laura Huhtasaari, Antonio Maria Rinaldi

PPE Vladimír Bilčík, Esteban González Pons, Paulo Rangel, Antonio Tajani, László Trócsányi, Loránt Vincze, 
Rainer Wieland

RENEW Gilles Boyer, Pascal Durand, Charles Goerens, Guy Verhofstadt

S&D Gabriele Bischoff, Richard Corbett, Maria Grapini, Giuliano Pisapia, Domènec Ruiz Devesa, Pedro Silva 
Pereira

VERTS/ALE Damian Boeselager, Daniel Freund, Aileen McLeod

0 -

0 0

Erklärung der benutzten Zeichen:
+ : dafür
- : dagegen
0 : Enthaltung


